IV. Die Beziehungen zwischen Sudan und EU

1. Einführung 

Der Sudan, das größte Land Afrikas, hat eine strategische Position an den Nilquellen, ist reich an verschiedenen Ressourcen und weist fruchtbares Land vor. Der Sudan ist wegen seiner geopolitischen, politischen und ökonomischen Stellung von großer Bedeutung. Sudan hat das erste Lomé-Abkommen im Jahre 1975 unterzeichnet. Die EU hat ihre gesamte Entwicklungszusammenarbeit mit dem Sudan nach der Machtübernahme durch Präsident El-Bashir1989 eingestellt, mit der Begründung, dass im Sudan schwere Menschenrechtsverletzungen vorlagen. 
1.1. Einstellung der Beziehungen 

Die EU hatte mit dieser Entscheidung, die gemäß Lomé-Abkommen garantierten Leistungen auszusetzen, ein rechtliches Problem. Denn die rechtliche Grundlage gemäß Art. 336a Lomé und jetzt Art. 96 Cotonou war nicht vorhanden. Deshalb versuchte die EU durch die Aufnahme des politischen Dialogs vom neuen, den rechtlichen Rahmen unter Art. 96 des Cotonou-Abkommens gebrauch zu machen, um den Handeln dem Sudan gegenüber eine legitime Grundlage zu geben. Denn die flexiblen Instrumente des Lomé-Abkommens versprechen eine realistische Handhabe der Mittel im Sudan. 

1.1.2. Die Gründe für diese EU-Position waren: 1 

· The lack of a legal basis for the Suspension. The decision to suspend Lomé cooperation was taken unilaterally, without Consulting the Sudanese government, in contravention of the provisions of the Cotonou Agreement. 1t is therefore necessary to review the Situation in accordance with Article 96 in order to find an appropriate legal basis,
· Double Standards.  The European Commission  is aware that the political and human rights Situation in Sudan, whose cooperation has been suspended, is actually better than in some other ACP countries, with which EU cooperation has not been suspended. This raises the problem of 'double Standards', in that the Sudanese government would be treated more harshly than other ACP countries,

· Flexible Instruments of the Cotonou framework. The Cotonou Agreement provides for a more flexible framework for dealing with politically fragile states, äs funds can be allocated in a progressive manner, according to 'needs' (first tranche) and to 'merits' (second tranche, allocated on the basis of performance review). This will enable the EU to move away from the 'stop-go' approach, leaving room either for full cooperation or for total Suspension. Also, the design of the country support strategy would allow an integrated analysis of the country Situation and the division of roles between the Commission and Member States.
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1- Terhi Lehtinen,: The European Union's Political and Development Response to Sudan, S. 20-21, 2001.
2. Der politische Dialog 

Nach etwa neuen Jahren, in denen die Entwicklungszusammenarbeit ausgesetzt war, nahmen die EU und die Regierung des Sudan im November 1999 einen formellen politischen Dialog auf. Die EU hat die Normalisierung ihrer Beziehung zu Sudan von der Unterzeichnung eines Friedensabkommens mit dem Süden abhängig gemacht. 

2.1. Ziele des politischen Dialogs

Seit 1993 ist ECHO (European Community Humanitarian Office) der europäische Akteur im Sudan. Im Rahmen des politischen Dialogs zwischen der EU und dem Sudan beschäftigte man sich im ersten Jahr seit November 1999 vor allem mit fünf Themen: 2
· Menschenrechte, 
· Demokratie, 
· Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsstrukturen, 
· Friedenprozess, 
· Terrorismus und
· Zusammenarbeit zwischen dem Sudan und seinen Nachbarstaaten. 

Auch das Abkommen von Cotonou hat der Sudan am 23. Juni 2000 verabschiedet. Da die Sanktionen weniger Wirkung auf die sudanesische Regierung hatten, stimmten die EU und andere Geberländer überein, mit dem Sudan eine Partnerschaft zu bilden und die Sanktionen aufzuheben. Während die EU-Delegation in Khartoum für den politischen Dialog mit der sudanesischen Regierung zuständig war, war ECHO, bevor es sich aus dem Süden zurückzog, von Nairobi aus, für den Süden verantwortlich. Die Sudan-Strategie der EU wird üblicherweise von der EU-Delegation in Khartoum und in Africa working group in Brüssel diskutiert.

Die politische Wichtigkeit des Sudan für die EU und ihre Mitgliedstaaten zeigt sich durch den Troikabesuch in den Sudan im Jahr 2000, um den politischen Dialog voranzutreiben. Auch die EU-Entscheidung ein Humanitarian Plus Programm einzuleiten, drückt diese politische Wichtigkeit des Sudan. Denn durch das  Humanitarian Plus Programm dürfte man mittelfristige Rehabilitisierungsprojekte durchführen. 

Die EU begründet die Normalisierung ihrer Beziehung zu Sudan wie folgt: (Background note on Sudan, European Commission, 2000, Zitat nach Terhi Lehtinen: 3
„The continuing the EU-Sudan dialogue is the only way through which influence can be exercised over Sudan, especially in the areas of human rights and democratisation. The decision to renew the dialogue was taken on the basis of tangible, though still insufficient improvements in the performance of the Sudanese government in the areas that had been particularly criticised in the past, i.e. respect for human rights, democracy and freedom of the press and religion“.3
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2- Dr. Osama Z. Ali: Sudans Außenpolitik, Khartoum 2005, S.73. 

3- 1- Terhi Lehtinen,: The European Union's Political and Development Response to Sudan, S. 24, 2001.
Im Dezember 2000 hat man sich entschieden den Dialog auf bereiter Ebene fortzusetzen, mit der Absicht die Beziehungen und die volle Entwicklungszusammenarbeit zwischen den beiden Partnern wiederherzustellen. Während die Themen Terrorismus und Beziehungen mit Nachbarländern von der Tagesordnung entfernt worden sind, wird der Dialog über die andere Themen fortgesetzt. Im Dezember 2001 einigten sich beide Parteien darauf, den Dialog für ein weiteres Jahr fortzusetzen. Die Wiederherstellung der Beziehungen - beruhend auf den Bestimmungen des Cotonou-Abkommens – erfolgte, nach dem beide Seiten ihren Verpflichtungen für das Jahr 2002 nach kamen. Die EU und Sudan stimmten überein, ihre Beziehungen schrittweise zu normalisieren. Die Regierung musste Verpflichtungen im Bereiche der Menschenrechte, Good Governanace und des Rechtsstaates nachkommen. Die EU finanzierte Projekte über das „Humanitarian Plus“ Programme. 4
Das Programm entwickelte sich aus drei Handlungsebenen, sowohl im Norden als auch im Süden mit Finanzierung aus dem 6. EDF. Die drei Handlungsebenen sind: 5
· emergency assistance in response to crises, mainly through Food Aid and ECHO programmes,

· longer term action aimed at increasing self-reliance, mainly through cofunding with NGOs, the Food Security budget line, and the Humanitarian Plus programme (see below),

· actions in support of the EU/Sudan Political Dialogue, mainly in relation to the peace process and human rights.
2.3. Normalisierung der Beziehungen 

In einem Strategie-Papier fasste die EU im Oktober 2002 die Ergebnisse eines Handlungsplans, ausgearbeitet mit Vertretern des Sudan, zusammen. Die politische und ökonomische Bedeutung des Sudan drückt sich dadurch aus, wie sorgfältig die Auswirkungen der EU-Politik beobachtet werden. Besonders der politische Dialog mit der sudanesischen Regierung wird mit großem Interesse verfolgt. Die Beziehungen zwischen den beiden Parteien haben sich im Jahre 2002 wieder normalisiert. Die EU importierte im Jahr 2000 Waren aus dem Sudan im Wert von ca. 250 Mio. Euro, darunter Öl, Gold und Baumwolle. Der Sudan importierte aus der EU im Wert von 430 Mio. Euro, besonders Produkte für den Aufbau von Kommunikations- und Industriestrukturen, inklusive der Ölindustrie.

Die EU verbindet im Sudan die Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Unterstützung und Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). Während ECHO für humanitäre Hilfe zuständig ist, hat die Delegation 
der Europäischen Kommission das Mandat für den politischen Dialog und Entwicklungsförderung. Die EU hat die Wiederaufnahme der Entwicklungshilfe für den Sudan mit Fortschritten bezüglich der Respektierung von Menschenrechten, Demokratisierung und der friedlichen Beilegung des Konflikts im Südsudan verbunden. 6 
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4- Country Strategy Paper and National Indicative Program for the period 2002-2007 S. 9

5- Ebd., S. 15.

6-Die Europäische Union und der Sudan, eine Entwicklungspolitische Länderstudie, in: Biel, Melha Rout (Hg.): Der 

     Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 82-83. 

Derzeit lässt sich die Situation des Landes wie folgt zusammenfas​sen: 7
· Hunger trotz des wirtschaftlichen Potentials. Einige Regionen im Süden sind schon über dem Krisenpunkt hinaus und können durch gezielte Unterstützung gefördert werden,
· Abhängigkeit von humanitärer Hilfe. Obwohl seit mehreren Jahrzehnten  humanitäre  Hilfe vor allem für den Süden des Sudans geleistet wird, ist bis jetzt kein Kapazitätenaufbau zur Eigenverantwortung betrieben worden. Die Hilfe wird sogar teilweise zur Finanzierung der Kriegshandlungen verwendet,

· Binnenmigration. Die Kämpfe zwangen viele Menschen dazu, ihre Heimat zu verlassen. Flüchtlingslager sind ein großes Betätigungsfeld für Hilfsorganisationen. Bisher sind eine halbe Million Flüchtlinge in die anliegenden Staaten gegangen, während innerhalb des Landes 4 Millionen Menschen auf der Flucht sind,

· Die Öleinnahmen stellen eine strategisch wichtige Quelle für die Sudanesische Regierung dar, wobei die lokale Bevölkerung davon nicht viel profitiert.

3. Country Strategy Paper 2002-2007 

3.1. Einführung 
Obwohl der Sudan das Abkommen von Lome IV unterzeichnete, 1990 hat die EC aber die Entwicklungshilfe ausgesetzt, weil in dem Land schwere Menschenrechtsverletzungen vorlagen. Die Konditionalität der Hilfe wurde mit dem Artikel 5 des Abkommens, der Menschenrechtsverletzungen sanktioniert, legalisiert. Seit 1993 war ECHO (European Community Humanitarian Office) der europäische Akteur in Sudan. Die EU verlangte von der sudanesischen Regierung Fortschritte bezüglich Achtung der Menschenrechte, Demokratisierung und der friedlichen Beilegung des Konflikts im Südsudan.

„Der Fall Sudan allerdings beweist, dass eine Aussetzung der Entwicklungshilfe nicht zu Verbesserung der Situation führen muss. Damit hat die EU relativ eingeschränkte Sanktionsmittel, wenn eine Besserung nicht durch Entzug von Mitteln herbeigeführt werden kann.“ 8
Der Rat der Europäischen Union begrüßt den seit 2001 den politischen Dialog zwischen der EU und der sudanesischen Regierung in Khartoum stattgefunden hat. Der Rat billigte in einem Entwurf von Schlussfolgerungen vom 11. Juni 2202 folgendes EU-Konzept für den Sudan:9 
· Den Friedensprozess der IGAD und andere internationale Bemühungen im Allgemein zu unterstützen,

· Die Achtung der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts zu fördern, 
· Die Rechtsstaatlichkeit zu fördern, 
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6- Die Europäische Union und der Sudan, eine Entwicklungspolitische Länderstudie, in: Biel, Melha Rout (Hg.): Der 

     Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 82-83. 

7- Rout, Biel (Hg.): Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 78.

8- Ebde., 70-71. 

9- Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Sudan, PESC 230, 9860/02, Brüssel 11.Juni 2002.
· Den Übergang zu Demokratie zu fördern, sofern Fortschritte im Hinblick auf einen Friedensanschluss erzielt werden, die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung durch die Verknüpfung von Hilfe, Wiederaufbau und Entwicklung zur Linderung der Armut zu unterstützen. 

3.2. Ziele 
Im selben Entwurf legte der Rat das Vorgehen der EU fest, um diese Ziele zu erreichen:10 

· Der politische Dialog wird im Rahmen des Artikels 8 des Cotonou-Abkommens gemäß den spezifischen Zugang für 2002 fortgesetzt, die im Dezember 2001 mit der sudanesischen Regierung ausgehandelt worden sind, im Hinblick auf eine allmähliche Normalisierung der Beziehungen zu Sudan, die von den Fortschritten bei der Einhaltung der für 2002 gemachten Zusagen abhängt,

· Es wird sichergestellt, dass im politischen Dialog klargestellt wird, welche Erwartungen (einschließlich der Entwicklungszusammenarbeit) beide Seiten hegen können, wobei von den Zusagen für 2002 sowie von den Bedingungen für die Wiederaufnahme der Hilfe auszugehen ist,

· Es wird mit der sudanesischen Regierung eine regelmäßige Beurteilung der Fortschritte bei der Einhaltung der für 2002 abgegebenen Zusagen vorgenommen,

· Auf konkrete Maßnahmen der sudanesischen Regierung und   

· deren Ergebnisse in Bezug auf Themen und Ziele (Benchmarks), die im politischen Dialog erörtert werden, ist ermutigend zu reagieren, wobei Maßnahmen, die zum Friedensprozess und zu Konsolidierung der Entwicklung bei den für 2002 abgegebenen Zusagen beitragen, besondere Aufmerksamkeit zu gelten hat. 

In Bezug auf Südsudan sollte die EU gemäß der Rat-Schlussfolgerung wie folgt vorgehen: 11 
· Die Kontakte zur SPLM/A müssen verstärkt und ausgebaut werden und sie müssen dazu angehalten werden, sich uneingeschränkt an den Friedensbemühungen zu beteiligen, damit eine dauerhafte politische Lösung und ein umfassender Waffenstillstand erzielt werden können,

· Parallel zum politischen Dialog wird mit positiver Grundeinstellung ein unparteiischer Dialog mit den Norden und dem Süden hergestellt.

Die Unterzeichnung des Country Strategy Papers (CSP) am 25.12.2005 in Brüssel stellt den ersten Schritt zur Normalisierung der Beziehungen zwischen EU und Sudan dar. Die Unterzeichnung des CSP und des Nationalen Indikativprogramms erfolgt gemäß Artikeln 2 und 4 von Anhang IV des Cotonou-Abkommens. In dem Länderstrategiepapier fasste die EU-Kommission im Oktober 2002 die Ergebnisse eines Handelsplans, ausgearbeitet mit Vertretern der sudanesischen Regierung, zusammen. Der EU geht es um die Durchführung der Menschenrechte, der Etablierung eines demokratischen Rechtsstaates und der verantwortungsvolle Staatsführung (Good Governance). Es geht auch um die Verteilung der Mittel bis 2007 in den einzelnen Schwerpunktgebieten.

 „Die Länderstrategie konzentriert sich auf einen gerechten Frieden und die Grundursachen des Konflikts. Sie fördert Demokratie, verantwortungsvolle Staatsführung und Rechtsstaatlichkeit als Grundlage für dauerhaften Frieden. Wegen der im Sudan vorherrschenden Rahmenbedingungen sollte die Strategie auch auf die Grundbedürfnisse auf lokaler Ebene ausgerichtet werden.“ 12  
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10- Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zu Sudan, PESC 230, 9860/02, Brüssel 11.Juni 2002
11- Ebde.


  12- Reference: IP/05/94 Date: 25/01/2005 

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/05/94&format=HTML&aged=1&language=DE&guiLanguage=en
In den Beträgen und den Zielbestimmungen der finanziellen Unterstützung kann man die neuen Schwerpunkte der Entwicklungshilfe herauslesen. Der Betrag von 155 Mio. Euro für den fünfjährigen Zeitraum teilt sich in:

135 Mio. Euro für den Aufbau makroökonomischer Strukturen

20 Mio. Euro für Nothilfe

Einbesonderer Schwerpunkt liegt auf dem Ausbildungssektor und der Lebensmittelhilfe. Es wird weiterhin in den Ausbau von Strukturen zur Sicherung des Friedens, der Gesundheit und des Handlungsspielraumes der Hilfsorganisationen vor Ort investiert. Der politische Dialog bildet weiterhin eine wichtige Dimension.

3.3. Finanzelle Mittel 

Das Länderstrategiepapier strukturiert die von der EU für den Sudan bereitgestellten finanziellen Mittel in Höhe von rund 400 Mio. EUR (Richtbetrag): 13
· 127,5 Mio. EUR: 9. Europäischer Entwicklungsfonds - Zuweisung für neue Programme,

· 191 Mio. EUR: Übertragung von Mitteln für die Verluste bei Einnahmen aus landwirtschaftlichen Exporten; diese Mittel fließen in den Bereich Lebensmittelsicherheit,

· 16,5 Mio. EUR: bereits beschlossene, noch umzusetzende Programme,

· 43 Mio. EUR: 9. Europäischer Entwicklungsfonds - nicht vorhergesehene Bedürfnisse, insbesondere im Bereich der humanitären Hilfe,

· 5-10 Mio. EUR pro Jahr: Richtwert für Zuweisungen aus Haushaltslinien (ausgenommen humanitäre Hilfe) “

3.4. Die Entwicklungsagende des Sudan 

Um die Wirtschaft, das Wachstum und die Entwicklung des Landes voranzutreiben hat die Regierung des Sudan die National Comprehensive Strategy (NCS) für den Zeitraum 1992-2002 verabschiedet. Die Wirtschaft reagiert sehr vorteilhaft darauf, das GDP-Wachstum betrug für die Zeit zwischen 1997-2001 ca. 6%, die Inflationsrate, die 1996 130% trug, senkte sich 2001 bis auf 5%. 
3.5. Armutsverrinngungsstrategie

Die sudanesische Regierung entwickelte die Visionstrategie für den Zeitraum 2003-2027. Aus der Visionstrategie  wurde die Armutsverrinngungsstrategie. 

3.5.1. Hauptziele der Visionsstrategie:14
· Continue with the macroeconomic structural reform to strengthen public finances, and increase the effectiveness of monetary policy,

· Improve living conditions for the population, particularly targeting the poor and creating employment opportunities,

· Advance rural development, especially in southern Sudan and areas affected by war and natural disaster, with particular emphasis on education, health, safe drinking water and sanitation,
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13- The Republic of the Sudan- the European Community: Country Strategy Paper and National Indicative Programme 

         for the period 2002-2007, S. 19. unter: 

         http://ec.europa.eu/comm/development/body/csp_rsp/print/sd_csp_en.pdf#zoom=100 

14- Ebd. 

· Accelerate the pace of privatisation with adequate safety net arrangements, dismantle government monopolies and introduce more transparency in the regulatory framework to remove impediments to growth,

· Continue the development of the agricultural sector to allow it to play its pivotal role in the economy, with due consideration to redressing environmental degradation,

· Streamline the taxation system, removing all remaining tariff and non-tariff barriers with the objective of paving the way for the Sudanese economy towards globalisation,

· Encourage participation in the planning and decision-making process through civil society and trade unions.

Die sudanesische Regierung bemühte sich seit 2000 innerhalb ihrer mittelfristigen Zielsetzungen ein Armutsverrinngungsstrategiepapier zu formulieren, die sich hauptsächlich auf Verringerung der Armut konzentriert. 

3.5.1.2. Ziele der Armutsverrinngungsstrategie: 15
· Peace and reconciliation, 
· Continuation of prudent macroeconomic adjustment efforts,  
· Advancing ruralagriculture and food security, 
· Improving social services,  
· Effective participation,  
· Setting appropriate implementation mechanisms. Several workshops and consultative efforts have been made to mobilise effective participation from the various actors in which several poverty-related issues were discussed, including gender, environment,international trade, food security, debt, population issues. 
3.6. Das Humanitarian Plus Programm 

Im Zusammenhang mit den im politischen Dialog zwischen EU und Sudan erzielten Fortschritten, und um auf den mangelnden rechtlichen Rahmen für legale Entwicklungszusammenarbeit zu reagieren, entschied sich die EU-Kommission auf Antrag der sudanesischen Regierung, 15 Mill. EUR aus dem sechsten EDF für  Humanitarian Plus Programme zur Verfügung zu stellen. Die Idee des Programms war, Menschen, die direkt oder indirekt durch den Konflikt betroffen waren, zu helfen. Das Programm, das auf drei Jahre festgesetzt wurde, begann im Norden und Süden im Jahr 2002 mit Fokus auf Aufbau, Wasser, Landwirtschaft und Gesundheit. Die Regierung der Republik Sudan und die SPLM/A erklärten sich damit einverstanden, bei der Unsetzung des Programms keine Rolle zu spielen. Die Umsetzung erfolgte durch NGOs und die Vereinigten Nationen. 16 

Vgl. Rout, Biel (Hg.): Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 84-85
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15- Country Strategy Paper and National Indicative Program for the period 2002-2007, S. 6

16- Vgl. Rout, Biel (Hg.): Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 84-85

Im Jahr 2000 hat die University of Dublin, Trinity College eine Studie über die  Konsequenzen der humanitären Hilfe im Sudan durchgeführt, und zu den folgenden Ergebnissen:17 
· The political situation and the civil conflict cannot be resolved by humanitarian aid, nor will humanitarian aid be effective in the long term without a solution to civil conflict,

· Humanitarian assistance does not allow donors much leverage on the conflicting parties,

· longer-term and better informed strategies will provide higher return on humanitarian investment than short-term funding and responses, 
· Rapid staff turnover and poor institutional memory greatly affect the correct understanding of the overall situation in the Sudan, and thus appropriate responses,

· Unrestricted access for humanitarian purposes should remain a high permanent priority,

· A major investment in both primary and secondary education is needed,

· The limited resources available for health programmes are inadequate to cope with the reality of Sudan.

Die internationale Gemeinschaft erkennt nach dieser Studie die Notwendigkeit, sich in Richtung Entwicklung und Rehabilitation zu bewegen. Dies drückt sich aus in den darauf folgenden Treffen der Geber wie z.B. in Khartoum 2001 und in Nairobi 2002. 
3.7. Die Resopnsestrategie der EU 

Die Strategie der EU zielt vor allem darauf dem sudanesischen Zivilkonflikt ein Ende zu setzen. Es wird aber auch mehr Wert darauf gelegt, den Friedensprozess auf allen Ebenen zu unterstützen, die Lage der Menschenrechte, der Demokratie und des Rechtsstaats zu verbessern. 

Neben den Sektoren, die mit der GOS, SPLM/A, sudanesischen NGOs, sowie die in der Studie der University of Dublin genannten Sektoren, umfasst die Country Strategy folgende Sektoren:18 
· the sector’s potential for contribution to peace building and conflict resolution,

· its poverty relevance,

· actual progress and potential for progress in the reform process (openness for reforms),

· relevance of the sector/area to EU’s development policy objectives,

· actual experience and potential comparative advantage of the EC in the Sudan,

· potential for balanced support to the north and the south.

Aufbauend auf diese Kriterien wählt die EU-Kommission zwei Sektoren nämlich die Nahrungsmittelsicherheit Bildung. Andere Sektoren wie Friedensbildung, gute Regierungsführung und Kapazitätsbildung werden durch NGOs durchgeführt. Finanzierung für die Privatsektor und wirtschaftliche Infrastruktur kann von der EIB kommen. 
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17-Country Strategy Paper and National Indicative Program for the period 2002-2007 S. 16.

18- Ebd., S. 17. 

Folgenden Prinzipen treffen auf alle Sektoren und Bereiche der Zusammenarbeit zu: 19 

· Most of the EC support will be concentrated in selected geographical areas of the Sudan,

the selection of those geographical areas being guided by the following criteria: 

(i) value added towards the central objective of peace-building and addressing root causes of the 
      conflict, 
(ii) sufficient stability for rehabilitation and longer term development to succeed, 
(iii) degree of marginalisation, 
(iv) need for assistance to mitigate the risk of future destabilisation, and 
(v) interventions by other donors, discussed through donor coordination 

 arrangements. Many Sudanese States could be targeted according to these criteria, certainly including Greater Darfur and Equatoria. It is important to maintain flexibility throughout the implementation period due to the fluid political situation. By the nature of the objective being addressed, some interventions may not be limited to such geographical areas but may have national or regional coverage.

· In accordance with the Cotonou Agreement, partnership in the implementation of this CSP will be extended to non-state actors in order to contribute to peace building and development of a stable and democratic environment, to promote the widest possible ownership of the development processes and to ensure greater sustainability of cooperation programmes,

· Close co-operation with the donor community, particularly EU Member States, is a part of this Strategy to ensure coherence, impact and efficiency of EU aid. Coordination will be active both in sector policy dialogue and around specific support actions,

· Gender equality will be mainstreamed in all aspects of programming this response strategy with the ultimate aim of reaching equality between women and men. Likewise, sustainable management of the environment and natural resources is a crosscutting issue to be incorporated into all areas of co-operation. Possibilities to involve the private sector as a partner will be explored throughout,

· In accordance with the Cotonou Agreement a pro-active role in trade co-operation will be taken, in particular by leading donor co-ordination that will support the private sector development in the Sudan especially in the framework of regional integration, export strategy and trade policy,

· Although several specific all-ACP programmes available will be called upon to facilitate this process, specific national support to regional integration would be required to increase the capacity of the public and private sectors to be fully involved in the process and to seize all the opportunities of a wider regional market.

Gemäß dieser Prinzipien und Kriterien stellt die EU-Kommission dem Sudan 135 Mill.  EUR aus dem 9. EDF zur Verfügung. 
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3.8. Fokalsektor der Zusammenarbeit

Die Aktionsstrategie der Kommission betrifft vor allem: 20
,,die beiden Bereiche Lebensmittelsicherheit und Bildung; Vertriebene sollen wieder angesiedelt und umfassende Kapazitäten zur Staatsführung aufgebaut werden. Sie kann auch auf Demobilisierung, Entwaffnung und Wiedereingliederung einschließlich Minenräumung, Ausbildung von Sicherheitskräften und andere Maßnahmen gemäß Artikel 11 des Abkommens von Cotonou ausgerichtet werden. Ferner geht es um die Menschenrechte, verantwortungsvolle Staatsführung und Rechtsstaatlichkeit, direkte Unterstützung für den Friedensprozess und friedenschaffende Initiativen, die Stärkung der Zivilgesellschaft und den Gesundheitsbereich…“

3.8.1. Nahrungsmittelsicherheit 

Nahrungsmittelsicherheit spielte neben Verbesserungen in den Haushalt und Lebensunterhalt eine wichtige Rolle bei Konfliktlösung. Die die EU leistete in Sudan Nahrungsmittelhilfe. Die EU konzentrierte sich auf drei Bereichen, nämlich: 21 
· Lebensunterhalt, 
· Verbesserung des Markszuganges,

· Kapazitätsbildung. 
3.8.2. Ausbildung 
Die Ausbildung spielt eine Schlüsselrolle bei der Verbesserung der menschlichen Fähigkeiten und bei der Armutsverringerung. Deshalb haben Investitionen im menschlichen Kapital Vorrang in allen nationalen Entwicklungsstrategien in Sudan. Die EU unterstützt die sudanesische Regierung bei der Entwicklung eines multikulturellen und mehrsprachigen Schulwesens. 

3.8.3. Andere Interventionen 

3.8.3.1. Unterstützung für Friedensprozess und Friedensbildung 

Gemäß des politischen Dialog zwischen EU und der sudanesischen Regierung wurden seit 1999 spezifische Projekte zur Unterstützung des Friedensprozesses in Sudan eingeführt. Im Rahmen der gegenwärtigen Länderstrategie werden den Friedenprozess und die Friedensbildung verstärkt unterstützt. 
---------------------------------------
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21. Ebd. 
3.8.3.2. Menschenrechte, Demokratisierung, Rechtsstaat und gute Regierungsführung 
Für die Europäische Initiative für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR) ist der Sudan ein »focus country«. Die Unterstützung der EU für Menschenrechte, Demokratisierung, Rechtsstaat und gute Regierungsführung umfasst fünf Bestandteil: 22
· strengthening the capacity-building of civil society (e.g. local NGOs, lawyers, Human Rights 

      activists),

· improving the judiciary system,

· enhancing democratic rules within political parties,

· promoting freedom of expression and freedom of the press,

· actions related to Good Governance, including issues related to transparent and accountable management of the country’s own resources.

3.8.3.3. Kapazitätsbildung für NGOs 

Während der Vorbreitungen für das CSP wurden im Jahr 2002 Beratungen mit NGOs geführt. Die Zielsetzungen dieser Beratungen sind: 23 

· to identify a wide variety of Sudanese NSAs,

· to disseminate information,

· to allow NSAs to play their role as defined in the Cotonou Agreement.The process was conducted 
      in north and south Sudan.

3.8.3.4. Gesundheit 

Der Gesundheitssektor ist eine relevante Zielsetzung sowohl für die Entwicklungspolitik der sudanesischen Regierung als auch für die EU, um die Armut zu mindern. Die Interventionen in dem Gesundheitssektor werden von ECHO koordiniert. Die Bereiche die gedeckt werden sind u.a.:24
·    strengthening the Primary Health Care system and running capacities,

· supporting surveillance, preparedness and response of major endemic diseases (e.g. Kala-Azar,  

         trypanosomiasis, tuberculosis, etc.),

· continuing efforts to increase coverage of Expanded Programmes of Immunisation (EPI) through  

        routine vaccination programmes and mass vaccination campaigns (with special attention to polyo 

         eradication campaigns),

· supporting the central medical stores and distribution of drugs; 5) enhancing secondary. 

3.8.3.5. Regionale Kooperation 

Der 9. EDF stellt EUR 1.3 Milliarde für regionale Kooperation zur Verfügung, wo von EUR 223 Millionen einem Programm für Ost- und Südafrika und die Region des Indischen Ozean zugeteilt wurden. Dieses regionale Programm umfasst vier regionale Kooperationsabkommen, nämlich: COMESA, IGAD, EAC und IOC. Sudan profitiert von diesem Programm durch seine Mitgliedschaft in COMESA und IGAD.  

-------------------------------------

22- Ebd. 

23- Ebd. 
24- Ebd.
6.5.(a) INTERVENTION FRAMEWORK - FOOD SECURITY 25
	
	Performance
	Means of
	

	
	Indicators (*)
	Verification
	Assumptions (**)

	Long-term national
	
	
	

	sector targets:
	
	
	

	\NÄVamafcte
	
	
	

	improvement in food
	
	
	

	security Status and
	
	
	

	reduction in
	
	
	

	vulnerability to food
	
	
	

	security shocks
	
	
	

	amongst the poor
	
	
	

	Intervention obiective:
	50% reduction in the
	UN Consolidated
	Government

	Replacement of
	level (3 year average)
	Appeals.
	implements priority

	current emergency
	of food aid
	
	policy reforms.

	response with a
	requirements over 5
	FAO/WFP Food
	

	development
	years.
	Assessment
	No major climate or

	approach to fester
	
	Missions.
	other major external

	sustainable
	
	
	shocks.

	improvement in food
	
	
	

	security.
	
	
	No escalation in civil

	
	
	
	conflict.

	Results:
	
	
	

	1. Improved market
	15% reduction in
	Market and price
	Movement of

	access for producers
	Standard deviation of
	information System
	commodities not

	and consumers
	average monthly price
	reports.
	obstructed by civil or

	
	level of sorghum/
	
	other authorities.

	
	other staples at
	
	

	
	principal state
	
	

	
	Wholesale markets
	
	

	
	over 5 years.
	
	

	
	Increase in the
	
	

	
	volume of livestock
	
	

	
	sales over 5 years.
	
	

	2. Enhanced
	Reduction in the
	Nutrition
	

	sustainable
	under 5 malnutrition
	surveys/UNICEF.
	

	livelihoods.
	rate over 5 years.
	
	

	
	
	UNICEF Multi
	

	
	Increase in real value
	Indicator Cluster
	

	
	of assets basket over
	Analysis.
	

	
	5 years.
	
	

	3. Improved capacity
	Numberof PCM
	Project reports.
	Government

	for (a) project cycle
	trainers trained in 5
	
	commitment to the

	management, (b) food
	years.
	Early warning system
	need for objective and

	security analysis and
	
	bulletins.
	transparent food

	(c) crisis
	Number of PCM
	Post crisis evaluation
	security information

	management.
	users trained in 5
	mission reports.
	System and free

	
	years.
	
	information exchange.

	
	Establishment of
	
	

	
	integrated food
	
	

	
	security Information
	
	

	
	and early warning
	
	

	
	system.
	
	


* Performance indicators are yet to be quantified and time bound at all levels. *) Assumptions    **constitute an initial outline only
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6.5.(b) INTERVENTION FRAMEWORK - EDUCATION & TRAINING 26
	
	Performance Indicators (*)
	Sources of
	Assumptions (**)

	
	
	Verification
	

	Long-term national
	1. Pre-schooling increased from
	
	

	sector targets
	19% in 1998to80% in 2010
	
	

	1. Universal pre-school
	2. Gross primary education of 6-13
	Statistics    from
	

	education
	year old increased from 50 % in
	Federal Ministry of
	

	2.Free and mandatory
	2000to95%by2015
	Education
	

	basic education for all
	3. Adult literacy rate increased from
	
	

	3. Eradication of adult
	48 % in 2000 to 80% in 201 5.
	- Multi Indicator
	

	illiteracy
	4. Transfer rate to secondary schoo
	Cluster Surveys
	

	4. Increased enrolment
	increased from 60% in 2000 to 67%
	
	

	in technical education.
	in 2010. Technical education
	
	

	5. Increased enrolment
	increased from 5% in 2000 to 60%
	
	

	in higher education.
	in 201 0 of enrolment at secondary
	
	

	
	level. Vocational training offered in
	
	

	[äs stated in the
	all states.
	
	

	Government's Action
	5. 55% of secondary school leavers
	
	

	Programme 2001-
	enrolled in higher education by
	
	

	2010]
	2010.
	
	

	Intervention objective
	
	
	

	Increased gender-
	Gender discrepancy ratio at state
	-     Multi     Indicator
	Government

	balanced access to
	level reduced.
	Surveys.
	recurrent funding for

	quality basic and
	Overall gross basic enrolment at
	
	basic and secondary

	technical education äs
	state level increased.
	
	education sector will

	well äs literacy training
	Number of students in secondary
	- Statistics from State
	not be affected by oll

	for disadvantaged
	technical education and vocational
	Ministry of Education
	price fluctuations.

	groups and areas.
	training increased at state level.
	
	

	Results
	
	
	Government funding

	1. Improved access to
	Number of schools increased
	Reports from State
	of basic education

	basic education
	School environment improved in
	Ministries of
	will increase [target to

	facilities with
	existing schools
	Education
	be decided].

	conducive learning
	
	
	Roles/ responsibilities

	environment
	Management capability of school
	School mapping
	of government and

	
	committees and parent-teacher
	surveys at state level
	school level actors

	
	associations enhanced
	
	reviewed/revised.

	2. Improved quality of
	One textbook provided to each
	Reports from State
	Curriculum/syllabus

	basic education
	pupil in each subject.
	Ministries of
	to be reviewed and

	
	All non-qualified teachers receive
	Education
	revised äs required.

	
	in-service training with emphasis
	
	Language of

	
	on Mathematics and English.
	
	instruction in the

	
	
	
	south decided by

	
	
	
	democratic means

	3. Adult illiteracy
	% of illiterate adult population
	Reports from State
	

	reduced
	participating in courses.
	Ministries of
	

	
	
	Education
	

	4. Improved access to
	Number of secondary technical
	Reports from State
	Government funding

	quality secondary
	schools increased.
	Ministries of
	of secondary

	technical education
	Technical subject teachers
	Education
	education will

	
	trained.
	
	increase.

	5. Improved access to
	Rehabilitation and expansion of
	Reports from State
	Roles/ responsibilities

	quality vocational
	state government and NGO
	Ministries of
	of government actors

	training
	operated vocational training
	Education and from
	reviewed/revised.

	
	centres.
	NGOs
	


(*) Performance indicators are yet to be quantified and time bound at all levels. (**) Assumptions constitute a rough outline only
4. Indicative Programme 
4.1. Financing Instruments 

The implementation of the co-operation strategy of the EC with the Republic of the Sudan will be financed through different financing instruments. The following indicative amounts are presently envisaged: 27
4.1.2. 9th EDF A-allocation € 135 million

This indicative allocation is destined to cover the long-term development activities identified in the context of the response strategy, namely:

· Food security                                      € 54 million
· Education and Training                       € 54 million 
· Other interventions                             € 27 million (of which support to non state actors’   

                                                                                initiative € 13 million)

4.1.3. 9th EDF B-allocation € 20 million

This allocation is to be used for unforeseen needs such as emergency assistance where support cannot be financed from the Community budget, contribution to internally agreed debt relief initiatives and support to mitigate adverse effects of instability in export earnings. 

4.2. FOCAL SECTORS 28
4.2.1. Food Security 

EC support for the sector will aim at reduction poverty by addressing the causes of structural and short –term food insecurity in a gender-, environment-, and ethnic-sensitive strategy. Based on assessments of government priorities and the underlying cause of food insecurity, emphasis will be placed on: 

· Improving market access for consumers and producers alike,
· Promoting sustainable rural livelihood,
· Enhancing capacities of implementing partners,
· Improving crisis management capabilities. 

4.2.2. Education 

EC support to education will cover three sub-sectors and aim at: 

· Increasing gender-balanced, Equitable access to higher quality basic education for the primary school age population,    
· Expansion and improvement of secondary technical education,
· Non-formal literacy and vocational training for adults and school drop-outs. 
4.2.3. Other interventions 
An indicative amount of € 27 million has been reserved for interventions related to the following issues: 29
· The Peace Process and the Peace building Initiatives, 
---------------------------------------

27- The Republic of the Sudan- the European Community: Country Strategy Paper and National Indicative Programme for 
       the period 2002-2007, S. 19. unter:   

       http://ec.europa.eu/comm/development/body/csp_rsp/print/sd_csp_en.pdf#zoom=100       
28- Ebd., S. 28.

29. Ebd. 

· Human Rights, Democracy, Rule of Law and Good Governance, including capacity-building for improvement in public sector management,
· Capacity-building and other institutional support for non-state actors covering civil society in all its forms,
· Health,
· A reserve for studies and other specific initiatives to facilitate programme preparation in all areas.  
4.3.1.  (a) INDICATIVE TIMETABLE FOR COMMITMENTS AND DISBURSEMENTS – Commitments 30
	All amounts in € million
	€135 m
	2003/1
	2003/2
	2004/1
	2004/2
	2005/1
	2005/2
	2006/1
	2006/2
	Total

	EDF Co-operation Programmes
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	FOCAL AREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Food Security
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	»   Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	2.0
	
	
	
	
	
	
	
	2.0

	«   Food Security Programme
	52.0
	
	
	
	
	
	
	52.0
	
	52.0

	2. Education
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«    Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	
	2.0
	
	
	
	
	
	
	2.0

	«    Support for Adult Education & Vocational Training
	12.0
	
	
	
	
	12.0
	
	
	
	12.0

	«   Support for Basic & Secondary Technical Education
	40.0
	
	
	
	
	
	
	
	40.0
	40.0

	NON-FOCAL AREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Peace Building, Human Rights, Democracy, Good Governance
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«    Support for Peace Building
	6.0
	
	3.0
	
	
	3.0
	
	
	
	6.0

	«    Capacity Building for Non-State Actors
	13.0
	
	6.0
	
	
	
	
	7.0
	
	13.0

	»    Support for Capacity Building in Public Sector       Management
	4.3
	
	
	4.3
	
	
	
	
	
	4.3

	*    Health
	2.0
	
	
	2.0
	
	
	
	
	
	2.0

	Studies and other actions
	1.7
	0.7
	
	
	1.0
	
	
	
	
	1.7

	-TOTAL
	135.0
	2.7
	11.0
	6.3
	1.0
	17.0
	0.0
	59.0
	90.0
	135.0

	CUMULATIVE TOTAL 9TH EDF
	
	2.7
	13.7
	18.0
	19.0
	36.0
	36.0
	95.0
	135.0
	

	% NIP 9th EDF
	
	2%
	10%
	13%
	14%
	27%
	27%
	70%
	100%
	


4.3.2. (b) INDICATIVE TIMETABLE FOR COMMITMENTS AND DISBURSEMENTS – Disbursements 31
	All amounts in

 € million
	€135 m
	2003/1
	2003/2
	2004/1
	2004/2
	2005/1
	2005/2
	2006/1
	2006/2
	2007/1
	2007/2
	Total

	EDF Co-operation Programmes
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	FOCALAREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Food Security
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«   Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	
	2.0

	«   Food Security Programme
	52.0
	
	
	
	
	
	
	2.0
	5.0
	100
	25.0
	42.0

	2. Education
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«    Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	2.0

	«    Support for Adult Education & Vocational Training
	12.0
	
	
	
	
	1.0
	2.0
	2.0
	2.0
	2.0
	1.0
	10.0

	«   Support for Basic & Secondary Technical Education
	40.0
	
	
	
	
	
	
	
	2.0
	3.0
	5.0
	10.0

	NON-FOCAL AREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Peace Building, Human Rights, Democracy, Good Governance
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	»    Support for Peace Building
	6.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.7
	0.5
	0.5
	6.0

	«    Capacity Building for Non-State Actors
	13.0
	
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	8.5

	»    Support for Capacity Building in Public Sector       Management
	4.3
	
	
	0.3
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.5
	
	
	4.3

	»    Health
	2.0
	
	
	
	0.5
	0.5
	0.5
	0.5
	
	
	
	2.0

	Studies and other actions
	1.7
	0.1
	0.2
	0.2
	0.2
	0.5
	0.5
	
	
	
	
	1.7

	TOTAL
	135.0
	0.4
	18
	3
	3.7
	5.7
	6.2
	7.5
	14.2
	21.5
	37.5
	102

	CUMULATIVE TOTAL 9TH EDF
	
	0.4
	2.2
	5.2
	8.4
	13.6
	19.3
	26.3
	37.5
	54.0
	86.5
	

	% NIP9th EDF
	
	0%
	2%
	4%
	7%
	10%
	14%
	19%
	28%
	40%
	64%
	


4.3.3.  (b) INDICATIVE TIMETABLE FOR COMMITMENTS AND DISBURSEMENTS – Disbursements 32
	All amounts in 

€ million

	€135 m
	2003/1
	2003/2
	2004/1
	2004/2
	2005/1
	2005/2
	2006/1
	2006/2
	2007/1
	2007/2
	Total

	EDF Co-operation Programmes
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	FOCALAREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Food Security
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«   Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	
	2.0

	«   Food Security Programme
	52.0
	
	
	
	
	
	
	2.0
	5.0
	100
	25.0
	42.0

	2. Education
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«    Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	2.0

	«    Support for Adult Education & Vocational Training
	12.0
	
	
	
	
	1.0
	2.0
	2.0
	2.0
	2.0
	1.0
	10.0

	«   Support for Basic & Secondary Technical Education
	40.0
	
	
	
	
	
	
	
	2.0
	3.0
	5.0
	10.0

	NON-FOCAL AREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Peace Building, Human Rights, Democracy, Good Governance
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	»    Support for Peace Building
	6.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.7
	0.5
	0.5
	6.0

	«    Capacity Building for Non-State Actors
	13.0
	
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	8.5

	»    Support for Capacity Building in Public Sector       Management
	4.3
	
	
	0.3
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.5
	
	
	4.3

	»    Health
	2.0
	
	
	
	0.5
	0.5
	0.5
	0.5
	
	
	
	2.0

	Studies and other actions
	1.7
	0.1
	0.2
	0.2
	0.2
	0.5
	0.5
	
	
	
	
	1.7

	TOTAL
	135.0
	0.4
	18
	3
	3.7
	5.7
	6.2
	7.5
	14.2
	21.5
	37.5
	102

	CUMULATIVE TOTAL 9TH EDF
	
	0.4
	2.2
	5.2
	8.4
	13.6
	19.3
	26.3
	37.5
	54.0
	86.5
	

	% NIP9th EDF
	
	0%
	2%
	4%
	7%
	10%
	14%
	19%
	28%
	40%
	64%
	


4.3.4. (b) INDICATIVE TIMETABLE FOR COMMITMENTS AND DISBURSEMENTS – Disbursements 33
	All amounts in 
€ million
	€135 m
	2003/1
	2003/2
	2004/1
	2004/2
	2005/1
	2005/2
	2006/1
	2006/2
	2007/1
	2007/2
	Total

	EDF Co-operation Programmes
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	FOCALAREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Food Security
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«   Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	
	2.0

	«   Food Security Programme
	52.0
	
	
	
	
	
	
	2.0
	5.0
	100
	25.0
	42.0

	2. Education
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	«    Support for sector policy analysis and reform prep
	2.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	0.5
	0.2
	
	
	
	
	2.0

	«    Support for Adult Education & Vocational Training
	12.0
	
	
	
	
	1.0
	2.0
	2.0
	2.0
	2.0
	1.0
	10.0

	«   Support for Basic & Secondary Technical Education
	40.0
	
	
	
	
	
	
	
	2.0
	3.0
	5.0
	10.0

	NON-FOCAL AREAS
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Peace Building, Human Rights, Democracy, Good Governance
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	»    Support for Peace Building
	6.0
	
	0.3
	0.5
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.7
	0.5
	0.5
	6.0

	«    Capacity Building for Non-State Actors
	13.0
	
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	1.0
	8.5

	»    Support for Capacity Building in Public Sector       Management
	4.3
	
	
	0.3
	0.5
	1.0
	1.0
	1.0
	0.5
	
	
	4.3

	»    Health
	2.0
	
	
	
	0.5
	0.5
	0.5
	0.5
	
	
	
	2.0

	Studies and other actions
	1.7
	0.1
	0.2
	0.2
	0.2
	0.5
	0.5
	
	
	
	
	1.7

	TOTAL
	135.0
	0.4
	18
	3
	3.7
	5.7
	6.2
	7.5
	14.2
	21.5
	37.5
	102

	CUMULATIVE TOTAL 9TH EDF
	
	0.4
	2.2
	5.2
	8.4
	13.6
	19.3
	26.3
	37.5
	54.0
	86.5
	

	% NIP9th EDF
	
	0%
	2%
	4%
	7%
	10%
	14%
	19%
	28%
	40%
	64%
	


4.3.5. Chronogramme of Activities34
	SUDAN
	Instrument


	%

NIP
	Amounts

M€
	Target dates

	
	
	
	
	IDENTIFICATION
	Appraisal
	Financing decision

	EDF Co-operation Programmes
	
	
	
	
	
	

	FOCAL AREAS 
	
	
	
	
	
	

	1. Food Security
	
	40
	54
	
	
	

	Support for sector policy analysis and reform prep
	PS/BLS
	
	2.0
	October- 02
	December-02
	March-03

	Food Security Programme 
	PS
	
	52.0
	September-05
	January-06
	June-03

	2. Education 
	
	40
	54.0
	
	
	

	Support for sector policy and reform prep
	PS
	
	2.0
	January-03
	March-03
	September-03

	Support for Adult Education & Vocational Training  
	PS
	
	12.0
	March-04
	October-04
	March-05

	Support for Basic & Secondary Technical Education 
	PS
	
	40
	Sebtember-04
	March-05
	November-06

	NON-FOCAL AREAS 
	
	
	
	
	
	

	Peace Building, Human Rights, Democracy, Good Governance 
	
	20
	27.0
	
	
	

	Support for Peace Building 
	PS/BLS
	
	6.0
	January-03
	May-03
	October-03

	Health
	PS
	
	2.0
	January-03
	May-03
	October-03

	Capacity Building for Non-State Actors, Human rights and Democracy  
	PS/BLS
	
	130
	September-02
	February-03
	July-03

	Support for Capacity Building in Public Sector  Management  
	PS
	
	4.3
	June-03
	October-03
	June-04

	Studies and other actions
	
	
	1.7

(8.0)
	
	
	

	TOTAL           9th EDF A-envelope
	
	100.0
	135.0
	
	
	


PS    = Project Support 

BLS = Budget Line Funded Support  

4.3.6. 

	Priorities for co-operation
	Top of page

	9th Financial Data
	Top of page

	**To be implemented once the peace agreement is signed

 
Amounts 

 
M€ 
EC Co-operation Programmes/Projects 
 
FOCAL AREAS 
  

1. Food Security 
221.0 
- Food Security Programmes including policy support (9 th EDF) 

30.0 

- Stabex (FMO) Food security programmes 

100.0 

- Stabex (FMO) Quick disbursement programme 

50.0 

- Stabex (to be identified) / ( Darfur relief reserve) 

41.0 

2. Education (9 th EDF) 
30.0 
- Education Programmes including policy support 

30.0 

NON-FOCAL AREAS (9 th EDF) 
67.7 
- RECAP ( Capacity Building , Human Rights, Democracy, Good Governance, etc) 
52.0 

- Support for Peace Building 

10.5 

- Technical Cooperation Facility (TCF) 

5.2 

TOTAL 9 th EDF 
127.7 
TOTAL Stabex 
191.0] 
Total 9 th EDF + Stabex 
318.7 
 

 


	Major Development Projects
	Top of page

	The recent resumption of cooperation (January 2005) focuses on the “peace dividend” type of operations, implemented mostly in the war affected areas in North and South Sudan in cooperation with UN agencies and NGOs. 

Until December 2005, the European Commission has decided on the total of €190 millions in reconstruction and development assistance, including the following main projects: 

  

Project 

Amount 
(€ million) 
Post-conflict rehabilitation programme 

50 

Contribution to the South Sudan Multi-Donor Trust Fund for education 

24 

Contribution to the South Sudan Multi-Donor Trust Fund (support to the World Food Programme feeder roads rehabilitation) 

24 

Post Conflict Rehabilitation and Capacity Building in Sudan (RECAP) 

52 

Emergency Support for the Agriculture Capacity Recovery (in the war affected areas) 

40 

Total 

190 




http://ec.europa.eu/comm/development/body/country/country_home_en.cfm?cid=sd&lng=en&status=new#edf9findata

4.3. European Community Humanitarian Office (ECHO) 
ECHO arbeitet in Sudan seit 1993, obwohl die EU ihre Beziehung zu Sudan seit 1990 unterbrach. Während der Suspendierung der Kooperation innerhalb des Lomé-Abkommens war ECHO der Hauptakteur im Sudan. Sie leistete humanitäre Hilfe für die Opfer des Kriegs und Naturkatastrophen   
Seitdem die EU ihre Entwicklungshilfe für den Sudan 1990 aussetzte, wurde die humanitäre Hilfe nur über ECHO geleistet. „ECHO bewegte sich  in einer in einer Graugrenze, in der es humanitäre Hilfe leistet, aber auch Impulse für nachhaltige Entwicklung  geben muss“. 36 
4.3.1.ECHO konzentriert sich auf folgende Bereiche: 

Seit dem Aussetzen der Entwicklungszusammenarbeit war ECHO der Hauptakteur im Sudan. Die Hauptaufgabe war den Opfern des Bürgerkrieges und von Naturkatastrophen zu helfen. ECHO hat immer ein weitreichendes Programm in Sudan finanziert, das von NGOs vor Ort umgesetzt und auf folgende Bereiche konzentriert ist: 37
· Gesundheit, 
· Nahrungssicherheit,
· Wasser, 
· Förderung des Transportnetzwerkes,
· Förderung der Sicherheit. 

Die Gesundheit und Nahrungssicherheit machten in den letzen fünf Jahren mehr als ein Drittel des ECHO-Budgets für den Sudan.  ECHO entwickelte ein Programm im Sudan, um zwischen den verschiedenen in Sudan tätigen NGOs zu koordinieren. Um den Übergang von humanitären Hilfe zu Entwicklungszusammenarbeit nach der Unterzeichnung des Friedensabkommens zu erleichtern, leistete ECHO in manschen Fällen nicht nur humanitäre Hilfe, sondern auch Entwicklungshilfe. ECHO befürwortet, in Übereinstimmung mit der EC Politik, Komplementarität zwischen den kurzen, mittel- und langfristigen Tätigkeiten in Sudan. „Nach dem  die SPLM 2000 alle im Süden engagierten NGOs aufgefordert hat, ein Abkommen zu unterschreiben, welchen den Rebellen mehr Einfluss bei Personalfragen gestatte und zudem Schutzgelder für Arbeitsbereiche forderte, zog sich ECHO zurück“. 38  
--------------------------------------
36- Vgl.Rout, Biel (Hg.): Der Sudan zwischen Krieg und Frieden, Marburg, 2003, S. 78.

37- Ebd., S. 78.

38- Ebde., S. 80.

4.3.2. ECHO’s humanitarian assistance to Sudan 1994 - 2004
In der Zeit zwischen 1994 bis 2004 wurde Hilfe in Wert von 206 Mio. Euro geleistet. 39
	1994
	€26.1 million

	1995
	€21.4 million

	1996
	€17.4 million

	1997
	€17.4 million

	1998
	€34 million

	1999
	€13.5 million

	2000
	€11 million

	2001
	€17 million

	2002
	€18 million

	2003
	€20 million (ongoing)

	2004
	€20 million (as of January 1)


4.3.3. Implementierungsschwerigkeiten 
Die wirkungsvolle Anwendung der Leistungen ist jedoch wegen einer Anzahl von Gründen problematisch:40 
· Double Standards. The divergent political interests within the donor Community often undermine The limits of decentralised cooperation. Donors have tended to avoid cooperating with repressive governments by channelling funds through decentralised actors, such äs NGOs. However, the effectiveness of bypassing the government has its limits, äs genuine institutional changes require some government involvement at central and/or local levels,

· The negative effects of humanitarian assistance.  In countries where structural  development cooperation has been suspended, donors have limited their interventions to the provision of humanitarian aid. In protracted long-term crisis situations, however, donors are increasingly aware of the negative effects of humanitarian aid and are now aiming to design more development- oriented interventions that fall in the 'grey zone' between relief and development assistance,

· Coherence and transparency in the practice of cooperation. This can lead to situations of apparent 'double Standards' with regard to partner countries whose political and economic importance to the donor countries  differ.  There  are  important differences  and some  incoherence  in the EU's approaches in different regions. It can be argued that foreign policy and economic interests are often the rationale behind international assistance, and guide donor operations in the field, Semantic problems. The Interpretation of performance criteria such äs 'good governance' is a
difficult task and consequently, the measures taken are based on case by case interpretations. The
Cotonou Agreement aims to jointly define the essential and fundamental elements of EU-ACP
cooperation,
---------------------------------------

39- http://ec.europa.eu/echo/field/sudan/background_en.htm
40- Terhi Lehtinen,: The European Union's Political and Development Response to Sudan, S. 18-19, 2001.
· Bureaucratic   inflexibility.   Donors'   bureaucratic   structures   and   inflexible   decision-making mechanisms may undermine the effectiveness of cooperation  instruments. For example, EU decisions on foreign policy issues often require unanimous agreement, which makes it difficult for the EU to react adequately political events. The effectiveness of the EU's external assistance is also limited by cumbersome bureaucratic procedures and the lack of human resources,

· Quick disbursements versus quality. Although the financial resources allocated to development cooperation are declining, the 'performance' of cooperation is often judged on quantitative basis (i.e. absorption capacity). As a consequence, aid agencies have become more concerned with quick disbursements than the quality of their interventions,

· Ineffectiveness of sanctions policies. The international Community is increasingly aware that straightforward   sanctions   policies,   implemented   through   embargoes,   UN   Security   Council resolutions or by the Suspension of aid, are fairly ineffective in bringing about policy changes in the countries concerned. On the contrary, sanctions policies may actually strengthen the leaders' prestige internally, by creating nationalistic images of' martyrs' and/or fears of an 'international conspiracy'. Besides, sanctions policies often affect the poorest populations on the ground, while the impacts on government policies may be minimal. Sanctions tend to be rather blunt tools that do not allow for targeted interventions,
· The limits of decentralised cooperation. Donors have tended to avoid cooperating with repressive governments by channelling funds through decentralised actors, such äs NGOs. However, the effectiveness of bypassing the government has its limits, äs genuine institutional changes require some government involvement at central and/or local levels,
· The negative effects of humanitarian assistance.  In countries where structural  development cooperation has been suspended, donors have limited their interventions to the provision of humanitarian aid. In protracted long-term crisis situations, however, donors are increasingly aware of the negative effects of humanitarian aid and are now aiming to design more development- oriented interventions that fall in the 'grey zone' between relief and development assistance.

5. Zusammenfassung und Schluss 

Während den Verhandlungen zu den Europäischen Wirtschaftsgemeinschaftts-Verträgen (EWG-Verträgen - 1957) strebte Frankreich mit dem die Assoziierung der Überseegebiete- die meisten heutigen AKP-Staaten waren damals noch in kolonialen Verhältnissen- an. Hinter der Haltung der französischen Regierung standen starke wirtschaftliche Interesse: mit der Anbindung seiner langjährigen Kolonien an die von internen Zollschranken befreite EWG sicherte sich Frankreich sowohl den bisherigen Zugang zu wichtigen Rohstoffquellen als auch die südlichen Absatzmärkte für seine eigene Industrie. 

Als Ziel dieser einseitigen Erklärung wurde die „Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung“ mittels Handelserleichterungen und Hilfsleistungen proklamiert. Zur Realisierung der finanziellen Hilfeleistungen richtete die EWG den Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) ein, das zentrale Finanzierungsinstrument der späteren Lomé- und Cotonou-Politik. 

Die Beziehungen im Zuge der Erlangung der Unabhängigkeit der assoziierten Staaten wurde eine Neuformulierung der besonderen Beziehungen der nun unabhängigen afrikanischen Staaten zur EWG notwendig. Der 1963 unterzeichnete Vertrag von Yaoundé (Kamerun) stellt einen Vertrag zwischen (formal) gleichberechtigten Staaten dar. Anzuerkennen ist, dass diese Abkommen nicht frei ausgehandelt wurden, sondern dass die afrikanischen Staaten nur zwischen Annahme und Ablehnung zu wählen hatten. Der Inhalt des Yaoundé-Abkommens bestand im zollfreien Zugang der Waren der Yaoundé–Länder zum EWG-Markt, mit Einschränkungen bei Waren, die mit EWG-Waren konkurrierten. Der Zwang der Gegenpräferenzen blieb erhalten, wodurch sich die koloniale Vergangenheit verrät. Das Abkommen wurde noch mal auf fünf Jahre erneuert. 

Nach dem Beitritt Großbritannien zur EWG  wurde 1975 das Lomé-Abkommen unterzeichnet, das seitens der EU stets als das ‚Herzstück’ der gemeinschaftlichen europäischen Entwicklungspolitik propagiert wurde. Die hohen Erwartungen, die besonders Seiten der Entwicklungsländer in die Verträge gesetzt wurden, konnten natürlich nicht erfüllt wurden. 

Die wesentlichen Inhalte der vier Lomé-Abkommen stellten die Öffnung des europäischen Marktes für Produkte aus dem AKP-Raum, die Exportstabilisierungssysteme STABEX und SYSMIN, die Protokolle zur Einfuhr von Zucker, Bananen, Rindfleisch und Rum, sowie im Rahmen von Lomé vergebene Entwicklungshilfe der EU. 

Vor allem erhofften sich die unterzeichneten Entwicklungsländer eine Verbesserung ihrer Exportchancen, sowie einen wirtschaftlichen Vorsprung gegenüber Ländern, die nicht die AKP-Gruppe angehören. Im Bereich Agrarprodukte ermöglicht Lomé zwar einen zollfreien Zugang zum EG-Markt für ca. 99% aller erzeugten Waren, die Gemeinschaft behielt sich aber vor diesen freien Zugang jederzeit einzuschränken, z.B. wenn Wirtschaftsinteressen eines EG-Mitgliedstaates beeinträchtigt würde. 

Die im Lomé I erhobenen Ansprüche durch verschiedene Formen der Kooperation eine Verbesserung der ökonomischen Lage der AKP-Länder zu erreichen, wurden nicht erfüllt. Weder konnte eine Umstrukturierung der der von Ungleichheit gekennzeichneten Wirtschaftsbeziehungen zwischen den beiden Vertragspartnern, noch entscheidende Fortschritte hinsichtlich Ausbau und Diversifizierung des industriellen Sektors in den betroffenen Entwicklungsländern verzeichnet werden (Vgl. Nohlen, Dieter (Hrsg.), Lexikon Dritte Welt-Länder, Organisationen, Theorien, Begriffe, Personen, Hamburg 1993, S.443). 
Das STABEX-System zur Stabilisierung der Exporterlöse zahlreicher agrarische Rohstoffe wurde zwar seinem Charakter als begrenztes Versicherungssystem gerecht, doch reichten in mehreren Jahren die von der EG bereitgestellten Mittel nicht aus, um den berechtigten Anträgen entsprechen zu können. 

Lomé II knüpfte im Wesentlichen an seinem Vorgängerabkommen an und bewirkte ebenfalls keine wesentliche Verbesserungen oder Fortschritte. Die wirtschaftliche Lage der EG-Mitgliedstaaten hatte sich verschlechtert. Die bedeutendste Neuerung war hier die Einführung von SYSMIN, ein Exportausgleichsystem für Bergbauprodukte. 

Die Verschlechterung der Position der Entwicklungsländer setzte sich fort. Mit Lomé III setzte eine gewisse Kehrtwendung hinsichtlich der gesetzten Entwicklungsziele ein. Zum Verfall der Terms-of-trade kommt die Explosionsartige angestiegene Verschuldung der Entwicklungsländer, auch fast all aller AKP-Staaten, hinzu. Wurden im Lomé I und Lomé II noch die Forcierung der Industrialisierung sowie die Verbesserung der Infrastruktur in den Entwicklungsländern als unerlässliche Kriterien formuliert, setzte Lomé III die Aufwertung der ländlichen Entwicklung, sowie die Befriedigung der Gründbedürfnisse, verstärkt in das Zentrum der inhaltlichen Zielsetzungen (Vgl.  Nohlen, Dieter (Hrsg.), Lexikon Dritte Welt-Länder, Organisationen, Theorien, Begriffe, Personen, Hamburg 1993, S.444). 

In der Tat hat der Anteil der AKP-Staaten am EG-Außenhandel seit 1975 ständig abgenommen und auch die Versorgung mit Lebensmitteln ist in vielen AKP-Staaten nach wie vor alarmierend. Die Schere zwischen arm und reich klafft demnach trotz entwicklungspolitischer Bemühungen von Nord und Süd immer mehr auseinander.  

Einige Kapitel des vierten Lomé-Abkommens befassen sich mit der Verschuldungsfrage, dem Umweltschutz, sowie mit den Menschenrechten. Die EG fördert seit langem regionale Kooperation. Diesem Thema wurde bereits im Lomé-I-Abkommen ein eigenes Kapitel gewidmet. Trotz einiger Fortschritte durch die Fördermaßnahmen im Rahmen von Lomé ist die Regionale Kooperation zu wenig auf konkrete Förderung gerichtet, weil „vor allem ein traditionelle Projektansatz“ verfolgt wird. Die Unterstützung Regionalkooperation geschieht nicht »aus reiner Selbstlosigkeit«. Für die EG sind größere Märkte wesentlich attraktiver in Bezug auf Waren- und Kapitalexporte. Aber auch die AKP-Staaten sehen Chancen der Süd-Süd-Kooperation. Sie bietet die Möglichkeit, die eigenen Märkte, die den Aufbau einer Industrie erschweren, zu überwinden und verstärkt auch ihre Verhandlungsmacht. 

Zieht man Bilanz über Resultate der Lomé-Abkommen so ist zwar ein stetiger Anstieg der Finanzaufwendungen zu verzeichnen, die soziale und wirtschaftliche Lage der in den AKP-Ländern konnte jedoch nicht verbessert werden. Beispielsweise konnten kaum Fortschritte bei der Ernährungssicherung und im Handelsbereich erzielt werden, obwohl beide Bereiche zu den wichtigsten Aufgabenfeldern der Zusammenarbeit gehören. Der AKP-Anteil am EG-Handel ist seit Jahren rückläufig. Hatte er vor 1975 (zu Beginn des Lomé I) noch mehr als sieben Prozent getragen, so beläuft er sich zu beginn der neunziger Jahre (zu Beginn des Lomé IV) nur noch auf vier Prozent. 
Das Pro-Kopf-Einkommen Afrikas ist zwischen 1950 und 1995 um nur 0,5 Prozent gestiegen, womit Afrika die im interkontinentalen Vergleich geringsten Wachstumsraten aufweist. Es werden weiterhin kaum Performance-Kriterien angewandt und Projektplanung sowie Evaluierung seien unzureichend. Außerdem wurde der gesamte Lomé-Komplex offen in Frage gestellt aufgrund der sich wandelnden außenwirtschaftlich wie außenpolitischen Interessenslage der EU (Verlagerung des Schwerpunkts auf Ostmitteleuropa und Mittelmeerregion; Erschließung attraktiver Märkte in Lateinamerika und Asien). Es beleibt insgesamt festzustellen, dass die Resultate der vier Lomé-Abkommen insgesamt keineswegs zufriedenstellend waren.
Das Lomé I –Abkommen wurde in seinem Grundmodell immer wieder modifiziert, aber in seinen wesentlichen Elementen blieb es gleich. Es waren drei Säulen, die das Abkommen bestimmten, nämlich: Handel, Entwicklungshilfe und Politische Zusammenarbeit. 

Die Zusammenarbeit zwischen den beiden Vertragspartnern auf der Basis einer Partnerschaft war nicht mehr gegeben. Denn die AKP-Staaten haben ihre Verpflichtungen in Form eines Eigenbeitrags zu Entwicklungsprojekten und einer wirksamen Mittelverwendung nicht eingehalten. So verschwand mit der Zeit der Partnerschaftsbegriff aus dem Verhältnis zwischen  EU-AKP-Staaten.   

Das Lomé-Abkommen unterscheidet grundsätzlich zwischen Programmhilfe und nicht-programmierbarer Hilfe. Das Programmhilfe umfasst Entwicklungshilfe, Projekte, die Förderung der regionalen Zusammenarbeit für Regionen der AKP-Staaten, Programme in den Bereichen Gesundheit und HIV/Aids-Bekämpfung, Hilfe für Kleinprojekte, industrielle Zusammenarbeit, Entwicklung des Handels und des Fremdenverkehrs, kulturelle Zusammenarbeit, Bildung und Ausbildung sowie Strukturanpassungsprogramme. Die Mittel der Programmhilfe werden zu Beginn des Lomé-Abkommens zwischen den EU bzw. EU-Mitgliedstaaten und dem betroffen AKP-Staat ausgehandelt und im so genannten nationalen Richtprogramm (Nationalem Indikativprogramm, NIP) festgehalten. Dazu kommen noch sektorale Entwicklungs- und Einfuhrprogramme und Gelder zu Unterstützung von institutionellen und administrativen Reformmaßnahmen sowie des Demokratisierungsprozesses. Hierbei handelt es auch um indirekte Budgethilfen, die den Staaten Deviseneinsparungen bei notwendigen Importen ermöglichen. Die nicht-programmierbare Hilfe enthält die Mittel für Sonderdarlehen, Risikokapital, STABEX und SYSMIN. Sie betrifft alle Ausgaben, die zu Beginn der Kooperation nicht geplant werden konnten. 
In den Verhandlungen über einen Nachfolgevertrag favorisierte die EU liberalisierte, mit den WTO-Regeln vereinbarte Handelsabkommen; die AKP-Staaten drangen hingegen darauf, als eine Handelsregion mit einem WTO-Sonderstatus behandelt zu werden. Zudem wollte die EU die Bedeutung von good governance noch weiter anheben.

Lomé IV, das im Feber 2000 auslief, wurde durch das am 23.6.2000 in Cotonou (Benin) zwischen 77 AKP-Staaten und 15 EU-Mitgliedern unterzeichnete Partnerschaftsabkommen abgelöst.> Konvention von Cotonou.

Die EU Interessen an einer Kooperation mit den AKP-Staaten lassen sich auf folgende wesentliche Aspekte reduzieren Zufuhr mineralische und fossiler Rohstoffe, relativ uneingeschränkte Einfuhr tropischer Früchte und Gemüse, Absatzmarkt für Investitionsgüter, Fertigwaren und Luxusgüter und für subventionierte Nahrungsmittel (wie Fleisch, Milch, Getreide) von allerdings nur marginaler Bedeutung und die Absicherung der strategischen Interessen der europäischen Nationalstaaten“. 

Die Cotonou-Konvention, die für 20 Jahre abgeschlossen wurde mit einer Revisionsmöglichkeit alle fünf Jahren, hat als wichtigstes Ziel die Armutsbekämpfung. Andere Ziele sind u.a. die Förderung und Beschleunigung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Entwicklung im Sinne eines Beitrags zu Frieden und Sicherheit und zur Förderung eines stabilen und demokratischen politischen Umfelds sowie – in Einklang mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung und der schrittweisen Integration der AKP-Staaten in die Weltwirtschaft- die Armut einzudämmen und schließlich zu besiegen. Die Konvention, die u.a. auf Gleichheit der Partner, politischen Dialog, Eigenverantwortung, Partizipation, Differenzierung und Regionalisierung beruht, wird oft als eine Konvention zur ,,Politisierung“ der EU-Entewicklungszusammenarbeit mit AKP-Staaten betrachtet Durch Art. 8 verfügt die EU über ein Mittel mit dem sie sich in die innere Angelegenheiten der AKP-Staaten einmischen kann.. Good Governance ist ein umfassender Begriff, der fast überall eingesetzt werden kann. Art. 96 ermöglicht die EU negative Maßnahmen zu ergreifen und Sanktionen zu verhängen.  Im Gegenteil zu Lomé-Abkommen wird in Cotonou-Konvention die Handelsbeziehungen nicht mehr eines zu Gunsten der AKP-Staaten einseitig gewährtes Präferenzabkommen ist, sondern ein WTO-kompatibales wechselseitiges Freihandelsabkommen (EPAs) angenommen. 

In der Geschichte der Zusammenarbeit mit AKP-Staaten sind viele Beispiele zu finden, wo die EU mit Doppeltstandard reagiert hat. Denn die Kriterien für die Fragen ,,ob“ und mit ,,welchen“ Maßnahmenwerden sollte führten mehr Mals in der Vergangenheit  zu einer Ungleichbehandlung von Staaten. So wurden etwa jene Staaten die strategisch oder handelspolitische für die EU bzw. ihre Mitgliedländer wichtig waren, gegenüber anderen Staaten, die nicht besonders wichtig für EU bzw. ihre Mitgliedländer sind, besser behandelt. Gemäß Art. 366a Lomé IV muss das Konsultationsverfahren die Grundlage für negative Maßnahmen bilden. In vielen Fällen, wie z.B. im Fall von Sudan, hat die Kommission Maßnahmen ergriffen ohne ein Verfahren einzuleiten. Das Aussetzen der Zusammenarbeit mit dem Sudan und die Einstellung von versprochenen Leistungen ist ein deutliches Beispiel dafür, dass selbst die EU sich nicht an die im Vertrag vorgeschriebene Vorgangsweise in solchen Fällen einhält. Als Gründe für ihre Entscheidung nennte die EU schwere Menschenrechtsverletzungen. Der EU war bewusst, dass die rechtlichen Grundlagen für solche eine Entscheidung nicht vorhanden waren. Deshalb versuchte die EU durch die Aufnahme des politischen Dialogs vom neuen, den rechtlichen Rahmen unter Art. 96 des Cotonou-Abkommens gebrauch zu machen, um den Handeln dem Sudangegenüber eine legitime Grundlage zu geben. Denn die flexiblen Instrumente des Lomé-Abkommens versprechen eine realistische Handhabe der Mittel im Sudan. 

Die EU hat endlich nach langem Zögern, damit begonnen, ihre eigene Afrikapolitik entwickeln. Eine solche Afrikapolitik ist notwendig, weil die u.a. EU die größte Geldgeberin in Sachen Entwicklungsfinanzierung ist, Afrika die Millenniumsentwicklungsziele  wahrscheinlich nicht in der näheren Zukunft erreichen könnte, die Zahl der internen bewaffneten Konflikte in Afrika ständig wachsen. 

Die Afrikapolitik der EU sieht die Afrikanisierung der Konfliktverhütung bzw. Lösung, was in der Anwendung des Prinzips des »Ownership« Ausdruck findet. Dies kann auch eine resignierende EU-Haltung bedeuten. 

Was die Verwirklichung der Millenniumsentwicklungsziele (MDG) insbesondere in Afrika bis 2015 betrifft, muss die ODA-Leistungen auf 0.7% erhöhet werden.  Zwar setzt die EU die meisten ,,Verpflichtungen von Barcelona“ um, wird aber von ihr erwartet die Problematik der Entwicklungsfinanzierung anzugehen, in dem sie die EU-Verpflichtungen ausbaut. Die HIPC-Initiative, die für den Schuldenerlass verantwortlich ist, umfasst nicht alle Länder. Besonders die Post-Konflikt-Länder werden zumeist, wo die kritische Grenze der Verschuldung überschritten wird, ausgeschlossen. AIDS stellt eine Bedrohung für die Menschheit besonders in den armen Ländern. Allein im Jahr 2001 starben nach Angaben der HWO 2,3 Mio. Afrikaner an ADIS, trotzdem ist AIDS im Gegensatz zu Terrorismusbekämpfung kein wesentliches Thema der internationalen Politik.  Die ,,faire“ Verknüpfung zwischen Frieden und Sicherheit, und Entwicklungspolitik und Menschenrechte muss in Zukunft gestärkt werden. 
In der Zukunft müssen die entwicklungspolitischen Konzepte zunehmend Fragen der Armutsbekämpfung, Konflikt- bzw. Gewaltprävention, Bildung und Aufbau von demokratischen Institutionen als Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung. Während das Pro-Kopf-Einkommen in derzeit zwischen 1980-1998 in mehr als fünfzig Ländern sank, zweidrittel davon liegen in Subsahara-Afrika, weisen die asiatischen Ländern über denselben Zeitraum positive Pro-Kopfwachstumsrate. Die Zahl der unter absoluter Armut lebenden Menschen in Subsahara-Afrika stieg in den neunziger Jahren von 47 auf 49% an.  An der Debatte um die Zukunft der EU-Entwicklungspolitik  soll nicht nur Vorschläge der EU-Kommission in Betracht nehmen, sondern es sollen sowohl Mitgliedstatten als auch andere Institute, NGOs und Personen, die im Bereich der Entwicklungspolitik tätig sind. 

Afrika erlebt seit der Gründung der Afrikanischen Union (AU) und der Wirtschaftspartnerschaft für die Entwicklung Afrikas (NEPAD) eine neue Ära. Afrika hat in den letzten Jahren eine reale Ausweitung von politischer Partizipation erlebt. Die Zahl der Mehrparteindemokratien in Subsahara-Afrika hat sich stark erhöht. 

Kritik EU - SUDAN 

Die Aktivitäten der Kommission im Sudan lassen sich auf vier wesentliche Elemente bringen: Erstens spielte ECHO in Abwesenheit der regulären Entwicklungsunterstützung  die Hauptrolle. Zweitens erlaubte das 'Humanitarian Plus'-Programm eine Übergangszeit von drei Jahren zur Aufbauhilfe nachhaltiger Strukturen. Drittens hat die EC finanzielle Richtlinien erstellt, die den Schutz der Menschenrechte, ökologischen Schutz und NGO-Teilfinanzierung erlauben. Als letztes bleibt die Lebensmittelhilfe eine wichtige Komponente im Aktionsplan, verdeutlicht von den investierten 64,4 Mio. Euro im Jahr 2000.

Neben der EC als Akteur, hat der Sudan bilaterale Abkommen mit den Mitgliedsstaaten. In Khartoum finden sich u.a. die Botschaften von Frankreich, Deutschland, Griechenland, den Niederlanden und Großbritannien. Weitere Mitglieds- und Europäische Staaten beobachten den Sudan von ihren Botschaften in Kairo aus. Die Mitgliedsstaaten setzen ihre Hilfen hauptsächlich für humanitäre Hilfen ein, allerdings sind die Strategien vielfältig. So unterstützen z.B. besonders die Niederlande seit 1998 die Frauen-Friedensinitiativen im Sudan.
In den Belangen der GASP sind sich die Regierungen der EU-Mitgliedsstaaten zunehmend über die Grenzen von Sanktionen bewusst. Die politische und ökonomische Bedeutung des Sudan drückt sich dadurch aus, wie sorgfältig die Auswirkungen der EU-Politik beobachtet werden. Besonders der politische Dialog mit der sudanesischen Regierung wird mit großem Interesse verfolgt. Die Europäische Kommission betrachtet den kontinuierlichen Dialog als die einzige Möglichkeit, mit der Einfluss auf den Sudan ausgeübt werden kann, besonders in Themen wie Menschenrechte und Demokratisierung. Die Entscheidung, den Dialog wieder aufzunehmen, folgte auf erste, wenn auch unzureichende Fortschritte in den Handlungen der sudanesischen Regierung. Damit erhält der politische Dialog Bedeutung als „Druckmittel durch Engagement“. 

Die politische Wichtigkeit des Sudan für die EU und ihre Mitgliedstaaten zeigt sich durch den Troikabesuch in den Sudan im Jahr 2000, um den politischen Dialog voranzutreiben. Auch die EU-Entscheidung ein Humanitarian Plus Programm einzuleiten, drückt diese politische Wichtigkeit des Sudan.  
Die sudanesische Regierung ihrerseits versucht international wieder an Anerkennung durch Kooperationsbereitschaft zu gewinnen. Der Besuch hoher Diplomaten im Sudan signalisiert die Gesprächsbereitschaft der EU und kristallisiert gleichzeitig die neue politische Dimension des Cotonou-Abkommens heraus.

Herausforderungen und Möglichkeiten 

Sudan, das größte Land Afrikas, ist wegen seiner strategischern Lage und wegen seinem ökonomischen und wirtschaftlichen Potential von großer Bedeutung. Sudan gehört der Gruppe der AKP-Staaten. Die EU hat ihre gesamte Entwicklungszusammenarbeit mit dem Sudan eingestellt, mit der Begründung, dass im Sudan schwere Menschenrechtsverletzungen vorlagen. Der Fall Sudan zeigt die beschränkte Wirkung der Sanktionen auf die Regierung. Nach etwa neuen Jahren in denen die Entwicklungszusammenarbeit ausgesetzt war, nahmen die EU und die Regierung des Sudan im November 1999 einen formellen politischen Dialog auf. Die EU hat die Normalisierung ihrer Beziehung zu Sudan von der Unterzeichnung eines Friedensabkommens mit dem Süden abhängig gemacht. 

In der EU-Beziehung zu Sudan, werden Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Unterstützung und Gemeinsame Sicherheits- und Außenpolitik (GASP) verbunden. Die politische Wichtigkeit des Sudan für die EU und ihre Mitgliedstaaten zeigt sich durch den Troikabesuch in den Sudan im Jahr 2000, um den politischen Dialog zwischen EU und Sudan  voranzutreiben. Auch die EU-Entscheidung ein Humanitarian Plus Programm einzuleiten, drückt diese politische Wichtigkeit des Sudan aus. Denn durch das Humanitarian Plus Programm dürfte man mittelfristige Rehabilitisierungsprojekte durchführen. 

Da die Sanktionen weniger Wirkung auf die sudanesische Regierung hatten, entschied sich die EU, mit der sudanesischen Regierung einen politischen Dialog zu führen. Der politische Dialog hat den Friedensprozess, Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit, Menschenechte, Terrorismus und Beziehungen mit Nachbarstaaten adressiert. Sudan ist ein politisch wichtiges Land, und seine Situation wird häufig in der Afrika Arbeitsgruppe des Europäischen Rates besprochen. 

Die sudanische Regierung sieht die EU als ein wichtiger Partner im Cotonou-Rahmen. Die sudanesische Führung findet die konstruktive Annäherung der EU produktiver als die vorhergehende Sanktionspolitik und betont den Fortschritt, der in den Bereichen des politischen Dialogs erzielt wurde. Der Sudan die Einführung des Humanitarian plus Programm als Belohnung für seine gute Zusammenarbeit mit der EU im Rahmen des politischen Dialogs. 

Seit der Aufhebung mit der Lomé-Zusammenarbeit, ist ECHO der Hauptspieler in Sudan gewesen. Es hat erhebliches humanitäres zu den Opfern des Bürgerkrieges und der Naturkatastrophen beigetragen und unterstützt.

Die aktive Rolle der sudanesischen Regierung beim Revolutionsexport und Terrorismusunterstützen wurde übertrieben, doch bildete die im Jahr 1991 gegründete und Ende der neunziger Jahre aufgelöste »Popular Arab and Islamic Conference (PAIC)« eine Dachverband für radikale Gruppierungen. 

Sudan verfolgte in den ersten Jahren nach seiner Unabhängigkeit eine neutrale Außenpolitik. So haben sich die Beziehungen zu den USA verbessert, die Volksrepublik China anerkannt, und die Handelsbeziehungen zu Sowjetunion und Oststaaten intensiviert. Die Beziehungen zu den USA haben sich zur Zeiten Numeiri Mitte der siebziger Jahre so intensiviert, dass der Sudan seitens der USA als »regional ally« betrachtet wurde. Die Außenpolitik des Landes während der dritten Demokratieperiode 1985-1989 war eher eine blockfreie Politik. 

Die Nationale Rettungsrevolution kam an die Machten zur einer Zeit wo viele Ereignisse die Welt änderten, wie z.B. das Ende des Kalten Krieges und die Auflösung der Sowjetunion, die Wiedervereinigung Deutschlands und die EU-Osterweiterung. Die neue Regierung lehnte 1989 ein Angebot der USA eine Luftwaffenbasis in AL-Fashir und militärische Fazilitäten am Roten Meer für die US-Streitkräfte ab. Auch der der erste Golfkrieg stellte für die neue Regierung AL-Bashir eine Wende insbesondere im Bereiche der Außenpolitik. Obwohl die sudanesische Regierung gegen den Einmarsch Saddams in Kuwait war, lehnte sie gleichzeitig die Einmischung westliche Mächte in die Angelegenheit ab. Aufgrund dieser Position verschlechterten sich die Beziehungen zwischen zu den USA und Ägypten zusehends. Andere arabische Staaten, wie Saudi-Arabien, stellten ihre Finanzhilfe für den Sudan ein. 1993 erfolgte die Platzierung des Sudan durch die USA auf der Liste jener der Staate, die den  Terrorismus fördern. 

Das gescheiterte Attentat an den ägyptischen Präsidenten Mubarak in Addis Ababa stellt einen Wendepunkt in der Geschichte des Sudan. Obwohl die Verwicklung der sudanesischen Regierung in dieses Attentat bis heute nicht unter Beweis gestellt wurde, verhängte die UNO ein Jahr danach Sanktionen gegen den Sudan. Die USA leisteten den Nachbarländern des Sudan, die die SLPA/M unterstützten, Militärhilfe in Höhe von 20 Mio. US$. 

Die USA zerstörten am 7.8.1998 die AL-Shifaa- Pharmaziefabrik in Khartoum mit der Begründung, die Fabrik produzierte VX-Nervengas. Die Welt, hingegen- betrachtete die Zerstörung als Vergeltung für die Anschläge auf US-Botschaften in Nairobi und Dar-es-Salaam. Nach den Anschlägen von 11.9.2001 wurde der Sudan als Bedrohung für die Sicherheitsinteressen der USA klassifiziert. 

Die sudanesische Regierung intensivierte ihre Beziehungen zu anderen Staaten in Asien. So wurden z.B. die Beziehungen zu China, Indonesien und Malaysia intensiviert. 1999 begann der Sudan mit der Ölförderung mit Hilfe asiatischen Staaten allen voran China. Sudan wird seitens der USA als wichtiger Energielieferant bezeichnet. Dadurch strebt die US-Regierung ihre Abhängigkeit von Arabischen Golf  zu vermindern. 

Seit dem Bruch mit dem Chefideologen Hassan Al-Turabi 1999, strebte die Regierung AL-Bashir eine Verbesserung ihrer Beziehungen zum Westen. 2000 besuchte ein US-Team von Sicherheitsexperten den Sudan, um über gemeinsame Maßnahmen in Bereich der Terrorismusbekämpfung zu besprechen. Nach den Anschlägen von 11.9.2001 verspricht die sudanesische Seite der US-Regierung bei Terrorismusbekämpfung zusammenzuarbeiten.  Kurz nach den Anschlägen wurden die symbolischen UNO-Sanktionen aufgehoben.   Seit 2002 ernannte Präsident Bush mehreren US-Sondergesandten für den Sudan. Die US-Regierung, die den Darfur-Konflikt als ,,Genozid“ bezeichnete, verhängte neue wirtschaftliche Sanktionen gegen den Sudan. Gleichzeitig arbeitet der gegenwärtige US-Sondergesandter Andrew Natsios gemeinsam mit der sudanesischen Regierung, den Rebellenbewegungen und der internationalen Gemeinschaft, um eine Friedliche Beilegung für den Darfur Konflikt herbeizuführen. 

Die US-Regierung war dann sehr interessiert, dem Bürgerkrieg im Süden ein Ende zu setzen. Sie übten enormen Druck auf beiden beteiligten Seiten aus – Regierung und SPLA/M. so haben die sudanesische Regierung und die SPLA/M auf US-Initiative am 20.7.2002 in Machakos – Kenia ein Rahmenvereinbarung unterzeichnet. Am 9.1.2005 unterzeichneten beide Parteien in Nairobi – Kenia das Umfassende Friedensabkommen (CPA).

Im September 2007 hat eine hochrangige sudanesische Delegation die USA besucht, um über Wege der guten Zusammenarbeit zwischen den beiden Ländern und über die mögliche Aufhebung der US-Sanktionen gegen den Sudan zu diskutieren. Die Ergebnisse dieses Besuches sind noch nicht für die Öffentlichkeit zugänglich. 
Der Darfurkonflikt hat negative Wirkungen auf die Außenpolitik des Sudan. Die Regierung unterzeichnete mit Unterstützung und Druck seitens der USA und der EU das Darfur-Friedensabkommen mit SLA. Da aber andere Rebellengruppen sich weigerten das Abkommen zu unterschreiben gehen die Kämpfe weiter. Auf Vermittlung der UNO und der AU wird Ende Oktober eine Darfur-Friedenskonferenz in Libyen stattfinden. Obwohl fast alle Staaten diese Konferenz unterstützen, um die Kämpfe in Darfur zu beenden, erklärte Abdelwahid Mohamed Nour, der in Frankreich lebt, nicht an der Konferenz teil zu nehmen, die Ergebnisse der Konferenz nicht zu akzeptieren und seinen Kampf weiter führen wird. Die sudanesische Regierung förderte von der internationalen Gemeinschaft, jede Person, die nicht an der Konferenz teil nimmt und den bewaffneten Kampf weiter führt zu bestraffen. Obwohl er ständig in der Entsendung einer UNO-Mission nach Darfur als grundlegendes Element und unverzichtbare Voraussetzung für die Verhandlung mit der Regierung sehen hat. Mittlerweiler ist jedem bekannt geworden, dass der Konflikt in Darfur nur durch Dialog gelöst werden kann. 
Unter Vermittlung von Ägypten unterschrieben am 16.1.2005 in Kairo die Regierung des Sudan und die National Democratic Alliance (NDA), eine Dachorganisation der Oppositionsparteien und Widerstandsbewegungen, ein Rahmenabkommen. Ziele des Abkommens sind u.a. die Aufhebung des Ausnahmezustands, die Beteiligung der in der NDA vertretenen Parteien am Übergangsprozess, sowie die Demobilisierung und Eingliederung nordsudanesischer Widerstandskämpfer in die Armee. Auch mit dem Beja Congress im Osten des Landes schloss die Regierung ein Friedensabkommen. Vertreter der in der NDA vertretenen Parteien  und des Beja Congress sind an der Regierung des Nationalen Einheit beteiligt. 

Der Sudan hat derzeit gute Beziehungen zu den meisten Ländern der Welt, insbesondere afrikanischen und arabischen Ländern aber auch zu den USA und zu der EU, trotz dem Darfur-Konflikt. Seine Wirtschaft boomt und die Wachstumsrate der Wirtschaft beträgt durchschnittlich 5-7%. Erdölreserven werden mit Mil. Fass geschätzt, derzeit werden ca. 500.000 Fass pro Tag exportiert. 
Die internationale Spielregeln und die Interessen haben sich verändert. Neue Akteure in Osteuropa und Asien sind dazu gekommen. Nach dem die österreichische Firma ÖMV und schwedische Landuin, die in Öl-Geschäft im Sudan tätig waren, wegen dem hohen Druck aus NGOs und anderen Interessen Gruppierungen aus ihrem rentabeln Geschäft im Sudan aussteigen mussten, kamen andere Öl-Firmen aus Asien und kauften ihren Anteil im Sudan. Es war wahrscheinlich eine unüberlegte Entscheidung, weil diese beiden europäischen Firmen wären als Druckmittel eingesetzt werden, um die sudanesische Regierung zur Verbesserungen, z.B. im Bereiche der Menschenrechte, Demokratie politischer Partizipation, zu bewegen.
Die Horn von Afrikastrategie der EU drückt die Wichtigkeit diese Region für die EU. Die EU ist bemüht am Horn von Afrika vor allem Frieden, Stabilität und Sicherheit zu verwirklichen. Der Sudan, der mit neuen Ländern gemeinsame Grenzen hat, kann in dieser Hinsicht eine besonders wichtige Rolle spielen. Das ist auch der EU bewusst. 

Im Rahmen des politischen Dialogs wurden fünf Themen diskutiert, nämlich: Menschenrechte, Terrorismus, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und gute Regierungsführung. In nur drei Jahren hat die EU durch Dialog, das erreicht was sie fast zehn Jahre lang durch Sanktionen und Aussetzen der Zusammenarbeit erreichen konnte.  Nach nur einem Jahr Dialog haben sich die Beziehungen zwischen Sudan und seinen Nachbarstaaten sehr verbessert und die EU war auch überzeugt, dass es im Sudan

Auch durch Dialog, Verhandlungen und Unterstützung konnte man dem längsten Krieg Afrikas zwischen sudanesischen Regierung und südsudanesischen Rebellenbewegung SPLA/M am 9.1.2005 ein Ende setzten. Das Umfassende Friedensabkommen (CPA) von Naivasha könnte historisch sein, wird aber vom Darfurkonflikt medial überschattet. 

Die Umsetzung des CPA kann in sich Risken bergen. Beide Parteien, die sudanesische Regierung und die SPLM, beschuldigen sich gegenseitig, die Implementierung des CPA nicht nach Plan zu verfolgen. Beide Parteien sehen auch die Geldgeber, die an Oslo-Konferenz von 2005 teilgenommen haben, Schuld an der langsamen Implementierung des CPA, weil die meisten von ihnen sich an ihre Versprechungen nicht gehalten haben.  

Der politische Dialog zwischen der EU und der sudanesischen Regierung hat noch mal gezeigt, dass man mit Dialog viel mehr erreichen kann als mit Sanktionen.
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